Erläuterungen
Zur NÖ Wohn- und Tagesbetreuungsverordnung

Allgemeiner Teil:
Das NÖ Sozialhilfegesetz 2000 (NÖ SHG), LGBl. 9200-0, legt im Abschnitt 7 die grundsätzliche Voraussetzung für die Bewilligung und den Betrieb von teilstationären und stationären Sozialhilfeeinrichtungen fest. Die Richtlinien für den Betrieb (bauliche, personelle, vertragliche, organisatorische und betriebswirtschaftliche Mindestanforderungen) sind  in einer zu erlassenden Verordnung festzulegen. 
Der Bereich der teilstationären und stationären Pflegeeinrichtung für vorwiegend alte, hochgradig pflegebedürftige Menschen wurde in der NÖ Pflegeheimverordnung, LGBl. 9200/7-0, geregelt. Für die Zielgruppe der Menschen mit besonderen Bedürfnissen erfolgt die Regelung nunmehr mit vorliegender Verordnung, deren Rechtsgrundlage der § 51 Abs. 3 NÖ SHG ist. 

Folgende Schwerpunkte sind zusammenfassend hervorzuheben:

· Bauliche Gestaltung und notwendige Infrastruktur jeweils bezogen auf den Grad und die Art der Beeinträchtigung 

· Personalbedarf

· Qualifikation des Personals 

· Organisation und betriebswirtschaftliches Anforderungsprofil

· Bewohnerrechte 
· Interessensvertretung der Bewohner

Kostendarstellung:
Ausdrücklich wird im Hinblick auf den Konsultationsmechanismus festgehalten, dass auf Grund des Verordnungsentwurfes für das Land und die Gemeinden keine zusätzlichen Kosten erwachsen.

Die im vorliegenden Verordnungsentwurf enthaltenen Mindeststandards verursachen keine finanziellen Mehrbelastungen, da sie bereits bisher als Voraussetzung für eine Betriebsbewilligung und vor allem für eine vertragliche Regelung mit dem Land gemäß § 48 NÖ SHG vorgegeben sind. Im Bereich der Menschen mit besonderen Bedürfnissen gibt es (im Unterschied zum Pflegeheimbereich) in NÖ keine einzige Einrichtung, in der nicht die Kosten der Bewohner im Rahmen einer Maßnahme der Hilfe für Menschen mit besonderen Bedürfnissen nach dem NÖ SHG vom Land getragen werden und zwischen Einrichtung und Land einen Vertrag über die zu erbringenden Leistungen besteht. 
Die Ausgabendynamik im Budget für Menschen mit besonderen Bedürfnissen ergibt sich vielmehr aus:

· Demografische Entwicklung → Menschen mit besonderen Bedürfnissen werden älter, ebenso wie ihre Eltern – daher starker Ausbaubedarf an Wohn- und Tagesstättenplätzen (Bedarfs- und Entwicklungsplan Behindertenhilfe: 90 Wohn- und 65 Tagesstättenplätze pro Jahr).

· Abbau des Fehlbestandes an Wohneinrichtungen – Qualitätsverbesserungen – Verpflichtung auf Grund der Art. 15a Vereinbarung Pflegevorsorge.
· Anstieg der Anzahl von Schwerstbehinderten und besonders intensiv zu betreuenden Menschen.
· Kollektivvertrag und Mindestlohntarif für Sozialbetreuungsberufe.

Der Verordnungsentwurf ist kostenneutral.

EU-Konformität:
Die vorgeschlagenen Maßnahmen stehen zu keiner zwingenden gemeinschaftsrechtlichen Bestimmung in Widerspruch.
Besonderer Teil:

Zu § 1:
Der Anwendungsbereich der Verordnung umfasst teilstationäre und stationäre Einrichtungen für Menschen mit besonderen Bedürfnissen. Dies sind Einrichtungen für Personen, die auf Grund einer wesentlichen körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung oder einer Beeinträchtigung der Sinne nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft zu einer selbständigen Lebensführung zu gelangen oder diese beizubehalten.
Zu § 2:
Diese Bestimmung definiert was unter teilstationären und stationären Einrichtungen zu verstehen ist. Bei stationären Einrichtungen wird nicht nur nach der vorliegenden Beeinträchtigung sondern auch nach der Anzahl der Bewohner und vor allem dem Betreuungsausmaß unterschieden.
Zu § 3:

Es ist sicherzustellen, dass den Betreuten die Teilnahme am gesellschaftlichen und kulturellen Leben ermöglicht wird.

Zu § 4:

Die Einrichtungen sind nach dem baulichen und technischen Stand der NÖ Bauordnung der NÖ Bautechnikerverordnung und der ÖNORM (B1601) zu errichten. Für Rollstuhlfahrer sind darüber hinaus noch spezielle Voraussetzungen erforderlich. Lediglich bei Einrichtungen in denen Personen ohne körperliche Beeinträchtigung betreut werden (z.B. in Rehabilitationseinrichtungen und Einrichtungen für Menschen mit psychischer Beeinträchtigung) findet die ÖNORM B 1601 keine Anwendung.
Zu § 5:
Den Raumbedarf einer Tagesstätte oder einer Wohneinrichtung detailliert festzulegen ist schwer zu realisieren. Es wird daher nur ein Gesamtraumbedarf pro Person festgelegt.

Der Raumbedarf pro betreutem Menschen ist jedoch auch abhängig von der Art und dem Schweregrad seiner Beeinträchtigung, ebenso die Zimmergröße. Primär sind Einzelzimmer anzubieten.

Einrichtungen die Personen mit hohem Pflegebedarf – d.h. Personen die auf Pflegegeld der Stufen 5, 6 und 7 Anspruch haben – betreuen müssen die baulichen Standards aufweisen, die in der NÖ Pflegeheimverordnung vorgegeben sind.

Zu § 6:

Sowohl die Gruppengröße als auch die Einrichtungsgröße soll – bei Berücksichtigung der wirtschaftlichen Erfordernisse – eine Maximalgröße nicht überschreiten.
Zu § 7:

Die erforderliche Anzahl und die Qualifikation des Personals richten sich nach der Anzahl und dem Schweregrad sowie der Art der Beeinträchtigung der zu betreuenden Personen. Sie ist abhängig vom Betreuungs-, Förder- und Pflegeaufwand. Voraussetzung für eine angemessene Betreuung, Förderung und Pflege unter Berücksichtigung der Wahrung der Prinzipien der Normalisierung, der Integration und der Selbstbestimmung ist ein gut ausgebildetes Personal. 

In Tagesstätten müssen zumindest 50 % der Mitarbeiter die direkt an KlientInnen arbeiten eine fachlich einschlägige Ausbildung vorweisen. Eine fachlich einschlägige Ausbildung sind vor allem Ausbildungen als Fach-Sozialbetreuer oder als Dipl.-Sozialbetreuer mit Schwerpunkt Behindertenarbeit oder Behindertenbegleitung. Gleichzusetzen mit diesen Ausbildungen sind alle fachspezifischen Ausbildungen deren Ausbildungsinhalt und Ausbildungsdauer diesen Ausbildungen entspricht. Die restlichen 50 % müssen eine abgeschlossene berufliche Ausbildung vorweisen. 

Im Wohnbereich muss der Anteil des Fachpersonals noch höher sein. Die konkreten Personalerfordernisse definieren sich auch aus der betriebswirtschaftlichen Ablauforganisation und den jeweiligen Leistungsschwerpunkten.
Letztendlich können in Einzelbewilligungsverfahren die konkreten Personalerfordernisse – abgestuft auf die Anzahl und die Art und Schwere der Beeinträchtigung der zu betreuenden Person - festgesetzt werden. Die Mindestanforderungen der Verordnung dürfen jedoch keinesfalls unterschritten werden.

Zu § 8:

Ein Einrichtungsleiter muss neben der persönlichen Eignung auch eine fachliche Qualifikation und Ausbildung aufweisen.

Die Verankerung der Ausschließungsgründe des § 13 Abs. 1 oder 3 der Gewerbeordnung ist im Hinblick auf das besondere Schutzbedürfnis der betreuten Person geboten.

Zu § 9:

Die Dokumentation unterteilt sich in eine klientenspezifische und ein einrichtungsspezifische Dokumentation. 

Die klientenbezogenen Aufzeichnungen geben die Entwicklung des Klienten wieder und bilden eine wesentliche Grundlage für die von der Fachabteilung des Landes wahrzunehmende Fachaufsicht.
Die einrichtungsbezogene Dokumentation zeigt die Qualitätsstandards der Einrichtung auf. 
Zu § 13:

Enthält einerseits die Verpflichtung des Trägers einer Einrichtung seine Leistungen genau zu beschreiben und andererseits die Verpflichtung des Landes hiefür die entsprechenden Entgelte festzusetzen und zwar einen Tarif für Regulärbetreuung bei Tagesbetreuung, bei teilbetreuten Wohn- und bei vollbetreuten Wohnen, jeweils differenziert nach vorliegender Behinderung.
Für die Betreuung von Menschen mit schwersten Beeinträchtigungen und Intensivfällen sind Zuschüsse zum sog. „Normalsatz“ festzulegen. Die Tarife sind an die Pflegegeldstufen gebunden. Bis zu Stufe 5 gilt der Regulärbetreuungssatz. Ab Stufe 5 der Schwerstbehindertensatz. Ab Stufe 7 kann ein Intensivzuschlag erfolgen. Voraussetzung hiefür ist neben der Pflegegeldstufe auch noch das Vorliegen eines massiven Problemverhaltens und dadurch entstehender hoher Interventionsbedarf. Das Vorliegen des hohen Interventionsbedarfes wird durch ein Gutachten eines vom Land beauftragten Sachverständigen festgestellt. 

In Rehabilitationseinrichtungen können die Tarife mit einem einheitlichen Verpflegssatz festgesetzt werden.
Aus Gründen der Transparenz gegenüber den Bewohnern und deren Angehörigen müssen die Leistungen und Tarife angeschlagen werden. 
Wenn nicht das Land der Kostenträger ist ist der Bewohner oder Klient nachweislich über jede Tarifänderung zu informieren. 

Zu § 14:
Regelt den Persönlichkeitsschutz der Bewohner. Wegen der Sensibilität der Materie und der besonderen Schutzbedürftigkeit von Menschen mit besonderen Bedürfnissen ist die explizite Anführung in der Verordnung wichtig. Die Umsetzung der Bewohnerrechte geschieht weitgehend in direktem Kontakt zwischen dem Betreuungspersonal mit den Bewohnern. Der Heimträger hat daher das Personal entsprechend anzuleiten und zu schulen. Eine Begrenzung finden die Bewohnerrechte durch die Zielsetzung und das Leistungsangebot der Einrichtung.
Zu § 15:
Jeder Mensch mit besonderen Bedürfnissen soll im Sinne der Selbstbestimmung in allen Fragen die seinen Lebensbereich und Alltag betreffen eingebunden werden. Durch die Einrichtung einer Interessensvertretung kann dieses Ziel in zweckmäßiger Weise erreicht werden.

Zu § 16:

Der Heimvertrag ist ein zweiseitiger verbindlicher Vertrag der den Regelungen des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches und – da der Abschluss mit dem Bewohner für einen Einrichtungsträger zum Betrieb des Unternehmens „Sozialhilfeeinrichtung“ gehört – auch den Regelungen des Konsumentenschutzes unterliegt.
Inhaltlich sind im Heimvertrag die wesentlichen Rechte und Pflichten des Bewohners und des Einrichtungsträgers festgeschrieben. Der wichtigste Teil gilt den zu erbringenden Leistungen und dem dafür vorgesehenen Entgelt. Bei allen Bewohnern einer Sozialhilfeeinrichtung, die vom Land NÖ mittels Bescheid in einer Behinderteneinrichtung eingewiesen werden, trägt das Land NÖ das Entgelt und hat überdies mit den Trägern der Einrichtung eine Vereinbarung gemäß § 48 Abs. 3 und 4 NÖ SHG abgeschlossen. Für eine weitere Vereinbarung zwischen Träger der Sozialhilfeeinrichtung und dem vom Land eingewiesenen Bewohner besteht daher kein Regelungsinhalt.
Zu § 18:
Jedem Bewohner einer Einrichtung, den Angehörigen und jedem Besucher einer Einrichtung muss die Möglichkeit geboten werden, seine Unzufriedenheit bzw. wahrgenommenen Mängel bei der Betreuung oder sonstige Unzulänglichkeiten aufzuzeigen und sich auch unbürokratisch mit der für die Aufsicht zuständigen Abteilung des Landes in Verbindung zu setzen.

Zu § 19:

Die Übergangsbestimmungen sehen vor, dass die bestehende Einrichtung erst dann dem Abschnitt 2 dieser Verordnung angepasst werden müssen, wenn der Einrichtungsträger Zu- oder Umbauten plant.

Die personellen und organisatorischen Voraussetzungen werden in den derzeit in NÖ bestehenden Einrichtungen – vor allem den Vertragseinrichtungen des Landes – weitgehend erfüllt. Falls Änderungen erforderlich sind wird den Einrichtungen hiefür eine Frist von einem Jahr eingeräumt, um die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Lediglich bei einem erfahrenen Einrichtungsleiter kann die fachspezifische Berufsausbildung nachgesehen werden. 
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